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Amtsblatt 

für die Stadtteile Korschenbroich, Kleinenbroich, Glehn, Liedberg und Pesch 
 

 Nr. 20 Jahrgang 9  31. Oktober 2018 
 

Amtliche Bekanntmachungen: 
  
 
Der Entwurf der Haushaltssatzung 2019 der Stadt Korschenbroich mit ihren Anlagen liegt 
gemäß § 80 Abs. 3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der am Tage der 
Bekanntmachung gültigen Fassung während der Dauer des Beratungsverfahrens im Rat zur 
Einsichtnahme im Rathaus Sebastianusstraße 1, Zimmer 215, öffentlich aus. 
 

Das Rathaus Sebastianusstraße 1 ist geöffnet von 
montags bis freitags in der Zeit von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
und donnerstags zusätzlich von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

 
Der Entwurf der Haushaltssatzung mit Anlagen ist zudem im Internet unter der Adresse 
www.korschenbroich.de veröffentlicht. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflichtige bis spätestens 
 

23. November 2018 
 
Einwendungen bei der oben genannten Stelle schriftlich einreichen oder zu Protokoll geben. 
Über die Einwendungen, die gegen den Entwurf der Haushaltssatzung und deren Anlagen 
innerhalb der oben angegebenen Frist erhoben werden, beschließt der Rat in öffentlicher 
Sitzung. 
 
 
Korschenbroich, den 22.10.2018 
 
Der Bürgermeister 
 
Marc Venten 
 
 
 

http://www.korschenbroich.de/
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Haushaltssatzung und Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 

1. Haushaltssatzung der Stadt Korschenbroich für das Haushaltsjahr 2018 
 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
am Tage der Bekanntmachung gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Korschenbroich mit 
Beschluss vom 28. November 2017 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2018, der die für die Erfüllung der Aufgaben der 
Gemeinde voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie 
eingehenden Einzahlungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen 
Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird  
 
im Ergebnisplan mit  
 
dem Gesamtbetrag der Erträge auf  75.079.202 EUR 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf  74.118.588 EUR 
 
im Finanzplan mit  
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der  
laufenden Verwaltungstätigkeit auf  72.609.573 EUR 
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der  
laufenden Verwaltungstätigkeit auf  68.212.871 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf  5.735.306 EUR  
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit  7.245.306 EUR 
 
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf  1.510.000 EUR  
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf 2.296.708 EUR 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für 
Investitionen erforderlich ist, wird auf  1.510.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen,  
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen  
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Jahren erforderlich ist, wird auf    4.128.700 EUR 
festgesetzt  
 

§ 4 
 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf  
 
  60.000.000 EUR 
festgesetzt.  
 

§ 6 
 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern wurden durch Satzung über die Festsetzung der 
Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer vom 28.11.2014 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
 (Grundsteuer A) auf  250  v.H. 
 
1.2 für die Grundstücke  
 (Grundsteuer B) auf 480  v.H. 
 
2. Gewerbesteuer auf  450  v.H. 
 

§ 7 
 

Nach dem Haushaltssanierungsplan wird der Haushaltsausgleich in den Jahren 2018 bis 2021 
hergestellt. Die dafür im Haushaltssanierungsplan enthaltenen Konsolidierungsmaßnahmen 
sind bei der Ausführung des Haushaltsplanes umzusetzen. 
 

§ 8 
 
Die Wertgrenze zum detaillierten Ausweis von Investitionen gemäß § 41 Abs. 1 h) GO NRW 
i.V.m. § 4 Abs. 4 GemHVO wird auf  20.000  EUR 
festgesetzt.  
 

§ 9 
 
Im Sinne des § 4 Abs. 5 GemHVO gelten folgende Regelungen: 
 
A) Ein Produkt besteht aus einem Teilergebnisplan und einem Teilfinanzplan und ist in der Regel 

einer Organisationseinheit (Amt) bezüglich auf die von ihr erbrachten Leistungen auf 
Kostenträgerebene verursachungsgemäß zuzuordnen. 
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B) Alle Aufwendungen innerhalb eines Teilergebnisplanes (Produkt), mit Ausnahme der unter C) 
genannten, werden zu einem Budget im Sinne von § 21 Abs. 1 GemHVO zusammengefasst. 
Sie sind gegenseitig deckungsfähig. 
 
Über diese Budgetebene hinaus werden die vorstehend beschriebenen Aufwendungen aller 
Teilergebnispläne eines Produktverantwortlichen zu einem Budget im Sinne von 
§ 21 Abs. 1 GemHVO zusammengefasst (übergeordnete Budgetebene). Sie sind gegenseitig 
deckungsfähig. Darüber hinaus werden diese gebildeten Budgets zu einem 
Fachbereichsbudget im Sinne von § 21 Abs. 1 GemHVO zusammengefasst (übergeordnete 
Budgetebene). Ein Mittelaustausch innerhalb dieser Ebene bedingt die Zustimmung des 
Fachbereichsverantwortlichen. 
 
Die vorstehenden Regelungen gelten auch für den Bereich der Investitionen unterhalb der 
Wertgrenze von 20.000 €. 
 
Die Bewirtschaftung des Budgets darf nicht zu einer Minderung des Saldos aus laufender 
Verwaltungstätigkeit nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 GemHVO führen. Auch gilt die gegenseitige 
Deckungsfähigkeit nicht für Aufwendungen, die an zweckgebundene Erträge gekoppelt sind 
(§ 22 Abs. 3 GemHVO). 

 
C) Für folgende Aufwendungen werden jeweils Deckungskreise (besondere Budgetebenen) 

gebildet: 
- Personal- und Versorgungsaufwendungen (fachbereichsübergreifend) 
- Abschreibungen (fachbereichsübergreifend) 
 Einzel- und Daueraufträge an den Stadtpflegebetrieb 
 innerhalb der Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
 über alle Budgets  
- Aufwendungen aus internen Leistungsbeziehungen 
 über alle Budgets 
- Wertberichtigungen 
 

D) Gem. § 21 Abs. 2 GemHVO wird festgelegt, dass Mehrerträge in den Budgets zu 
Mehraufwendungen in diesen Budgets berechtigen. Gleiches gilt für Mehreinzahlungen bei 
Investitionen. 

 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2018 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO 
NRW der Bezirksregierung Düsseldorf als oberer Aufsichtsbehörde mit Schreiben vom  
01. Dezember 2017 angezeigt worden. 
 
Die gemäß § 6 Abs. 2 des Gesetzes zur Unterstützung der kommunalen Haushalts-konsolidierung 
im Rahmen des Stärkungspakts Stadtfinanzen (Stärkungspaktgesetz) erforderliche Genehmigung 
des Haushaltssanierungsplanes ist von der Bezirksregierung Düsseldorf als oberer 
Aufsichtsbehörde mit Verfügung vom 21.03.2018 erteilt worden.  
 
Der Haushaltsplan 2018 und der Haushaltssanierungsplan in der Fassung der fünften 
Fortschreibung liegen zur Einsichtnahme ab sofort bis zum Ende der Auslegung des 
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Jahresabschlusses 2018 gemäß § 80 Abs. 6 GO NRW in Verbindung mit § 96 Abs. 2 GO NRW 
während der Öffnungszeiten in den Diensträumen des Amtes für Finanzen, Rathaus 
Sebastianusstraße 1, Zimmer 215, öffentlich aus. 
 
Das Verwaltungsgebäude Sebastianusstraße 1 ist von montags bis freitags in der Zeit von 8.30 Uhr 
bis 12.00 Uhr und donnerstags zusätzlich von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr geöffnet. Darüber hinaus 
sind die Unterlagen in digitaler Form auf der Internetseite der Stadt Korschenbroich 
(www.korschenbroich) abrufbar. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es die denn 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Korschenbroich vorher gerügt 
und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt. 

 
 
Korschenbroich, den 22.10.2018 
 
gez. 
 
Marc Venten 
Bürgermeister 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.korschenbroich/
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Amtliche Bekanntmachung der Stadt Korschenbroich 
 

Bebauungsplan Nr. 10/39 „Erweiterung Brauerei Neersbroich“ im Stadtteil Korschenbroich  
hier: Satzungsbeschluss 
      
Der Rat der Stadt Korschenbroich hat in der Sitzung am 30.10.2018 folgenden Beschluss 
gefasst: 
 
„Der durch Beschluss des Ausschusses für Stadtentwicklung, Planung und Denkmalpflege vom 
17.11.2016 aufgestellte Bebauungsplan Nr. 10/39 "Erweiterung Brauerei Neersbroich" wird 
gemäß § 10 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I.S. 3634) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666ff - 
SGV.NRW.2023), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV.NRW 
S. 90) vom Rat der Stadt Korschenbroich als Satzung beschlossen. Zum Bebauungsplan Nr. 
10/39 "Erweiterung Brauerei Neersbroich" gehören die Entscheidungsbegründung und der 
Umweltbericht, die ebenfalls beschlossen werden.“ 
 
Der Bebauungsplan wird hiermit öffentlich bekannt gemacht und kann ab sofort mit textlichen 
Festsetzungen, Entscheidungsbegründung und verwendeten Normen im Amt für 
Stadtentwicklung, Planung und Bauordnung, 41352 Korschenbroich, Don-Bosco-Straße 6, 1. 
Etage, Zimmer 0G.21, während der allgemeinen Sprechzeiten eingesehen werden. 
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Die Abgrenzung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans ist im vorstehenden  
Kartenausschnitt durch einen schwarzen unterbrochenen Strich gekennzeichnet. Allgemeines 
Allgemeines Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Erweiterung der Brauerei (Nebennutzungen und, Gastronomie). 
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 10/39 „Erweiterung Brauerei 
Neersbroich“ in Kraft. 
 
Es wird auf folgendes hingewiesen: 
Eine Verletzung der in 
- § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 

- § 214 Abs. 2 BauGB bezeichneten Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 

Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie 

- § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB bezeichneten Mängel des Abwägungsvorganges 

sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung schriftlich 
gegenüber der Stadt Korschenbroich geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, der die 
Verletzung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Absatz 4 des BauGB über die 
Entschädigung von durch den Bebauungsplan eintretenden Vermögensnachteilen sowie über 
die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Entschädigungsansprüche wird hingewiesen. 
Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der aktuellen  
Fassung kann die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn 
- eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt; 

- die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden oder 

- der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

- der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Korschenbroich vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 

Mangel ergibt. 

 
Korschenbroich, den 31.10.2018 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
 
Venten 
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Geschäftsordnung des Rates und der Ausschüsse der Stadt Korschenbroich (GeschO) vom 
31.10.2018 

Inhaltsübersicht 

Präambel 

I. Geschäftsführung des Rates 

1. Vorbereitung der Ratssitzungen 

§ 1 Einberufung der Ratssitzungen 

§ 2 Ladungsfrist 

§ 3 Aufstellung der Tagesordnung 

§ 4 Öffentliche Bekanntmachung 

§ 5 Anzeigepflicht bei Verhinderung 

2. Durchführung der Ratssitzungen 

2.1 Allgemeines 

§ 6 Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

§ 7 Vorsitz 

§ 8 Beschlussfähigkeit 

§ 9 Befangenheit von Ratsmitgliedern 

§ 10 Teilnahme an Sitzungen 

2.2 Gang der Beratungen 

§ 11 Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

§ 12 Redeordnung 

§ 13 Anträge zur Geschäftsordnung 

§ 14 Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 

§ 15 Anträge zur Sache 

§ 16 Abstimmung 

§ 17 Wahlen 

§ 18 Fragerecht der Ratsmitglieder 

§ 19 Fragerecht von Einwohnern/Einwohnerinnen 

2.3 Ordnung in den Sitzungen 

§ 20 Ordnungsgewalt und Hausrecht 

§ 21 Ordnungsruf und Wortentziehung 

§ 22 Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 

§ 23 Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 
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3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 

§ 24 Niederschrift 

§ 25 Unterrichtung der Öffentlichkeit 

II. Geschäftsführung der Ausschüsse 

§ 26 Grundregel 

§ 27 Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 

§ 28 Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 

§ 29 Vertretung von Ausschussmitgliedern 

III. Fraktionen 

§ 30 Bildung von Fraktionen 

§ 31 Ältestenrat 

IV. Datenschutz 

§ 32Datenschutz 

§ 33Datenverarbeitung 

V. Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten 

§ 34 Schlussbestimmungen 

§ 35 In-Kraft-Treten 

 

 

Präambel 

Aufgrund des § 47 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 24. Mai 2011 (GV. NRW. S. 271) hat der Rat der Stadt Korschenbroich am 
30.10.2018 folgende Geschäftsordnung beschlossen: 

I. Geschäftsführung des Rates 

1. Vorbereitung der Ratssitzungen 

§ 1 
Einberufung der Ratssitzungen 

(1) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin beruft den Rat ein, so oft es die Geschäftslage 
erfordert, jedoch soll er/sie den Rat wenigstens alle 2 Monate einberufen. Der Rat ist 
unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein Fünftel der Ratsmitglieder oder eine 
Fraktion unter Angabe der zur Beratung zu stellenden Gegenstände dies verlangen. 

(2) Die Einberufung erfolgt durch Übersendung einer Einladung an alle Ratsmitglieder sowie an 
die Beigeordneten. Die Zustellung der Einladung erfolgt auf elektronischem Wege per E-
Mail. Zu diesem Zweck hat das jeweilige Ratsmitglied sowie der/die jeweilige Beigeordnete 
eine entsprechende elektronische Adresse, an die die Einladung übermittelt werden soll, 
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anzugeben und dafür Sorge zu tragen, dass der Speicherplatz des elektronischen 
Postfaches für den Empfang der Einladung ausreicht. Hilfweise gilt die Einladung mit der 
Bereitstellung dieser im Ratsinformationssystem als zugestellt. 

(3) In der Einladung sind Zeit, Ort und Tagesordnung anzugeben. Ihr können Erläuterungen zu 
den einzelnen Verhandlungsgegenständen (Vorlagen) beigegeben werden. Die Vorlagen 
werden im Ratsinformationssystem bereitgestellt. Es ist sicherzustellen, dass ein 
unberechtigter Zugriff auf die nichtöffentlichen Daten nicht möglich ist. 

(4) Die Sitzungsunterlagen sind vor Beginn der Sitzung auf ein mobiles Endgerät 
herunterzuladen. 

(5) Das jeweilige Ratsmitglied hat zu gewährleisten, dass das genutzte mobile Endgerät vor 
Beginn der Sitzung so weit aufgeladen ist, dass ein Laden während der Sitzung im 
Sitzungssaal nicht notwendig ist. 

§ 2 
Ladungsfrist 

(1) Die Einladung muss den Ratsmitgliedern mindestens 8 Tage vor dem Sitzungstag zugehen. 

(2) In besonders dringenden Fällen kann die Ladungsfrist abgekürzt werden. 

(3) – entfällt – 

§ 3 
Aufstellung der Tagesordnung 

(1) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin setzt die Tagesordnung fest. 

Er/Sie hat dabei Vorschläge aufzunehmen, die ihm/ihr in schriftlicher Form spätestens am 
15. Tag vor dem Sitzungstag von mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder oder einer 
Fraktion vorgelegt werden. 

(2) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin legt ferner die Reihenfolge der einzelnen 
Tagesordnungspunkte fest und bestimmt unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften, 
welche Tagesordnungspunkte in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden sollen. 

(3) Betrifft ein Vorschlag eine Angelegenheit, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fällt, 
weist der Bürgermeister/die Bürgermeisterin in der Tagesordnung darauf hin, dass die 
Angelegenheit durch Geschäftsordnungsbeschluss vom Rat von der Tagesordnung wieder 
abzusetzen ist. 

§ 4 
Öffentliche Bekanntmachung 

Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzung sind vom Bürgermeister/von der Bürgermeisterin 
rechtzeitig öffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgt in der Form, die die 
Hauptsatzung hierfür vorschreibt. 

§ 5 
Anzeigepflicht bei Verhinderung 

(1) Ratsmitglieder, die verhindert sind, an einer Sitzung teilzunehmen, haben dies unverzüglich 
dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin mitzuteilen oder mitteilen zu lassen. 

(2) Ratsmitglieder, die die Sitzung vorzeitig verlassen wollen, haben dies dem 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin spätestens zu Beginn der Sitzung mitzuteilen. 
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2. Durchführung der Ratssitzungen 

2.1 Allgemeines 

§ 6 
Öffentlichkeit der Ratssitzungen 

(1) Die Sitzungen des Rates sind öffentlich. 

Jedermann hat das Recht, als Zuhörer/Zuhörerin an öffentlichen Ratssitzungen 
teilzunehmen, soweit dies die räumlichen Verhältnisse gestatten. Die Zuhörer sind – 
außer im Falle des § 19 (Einwohnerfragestunde/Einwohnerinnenfragestunde) – nicht 
berechtigt, das Wort zu ergreifen oder sich sonst an den Verhandlungen des Rates zu 
beteiligen. 

(2) Für folgende Angelegenheiten wird die Öffentlichkeit ausgeschlossen: 

a) Personalangelegenheiten 

b) Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken durch die Gemeinde; dies gilt auch für 
Pacht, Miete oder ähnliche Rechtsgeschäfte, durch die der Gemeinde Rechte an einer 
Liegenschaft verschafft werden bzw. die Gemeinde solche Rechte Dritten beschafft. 

c) Auftragsvergaben, 

d) Angelegenheiten der zivilen Verteidigung, 

e) Einzelfälle in Abgabenangelegenheiten, 

f) Angelegenheiten der Rechnungsprüfung mit Ausnahme der Beratung des 
Jahresabschlusses und der Entlastung des Bürgermeisters (§ 96 Abs. 1 GO) 

 Dies gilt nicht, wenn im Einzelfall weder Gründe des öffentlichen Wohls noch  berechtigte 
Ansprüche oder Interessen Einzelner den Ausschluss der Öffentlichkeit gebieten. 

(3) Darüber hinaus kann auf Antrag des Bürgermeisters/der Bürgermeisterin oder eines 
Ratsmitgliedes für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. 
Anträge und Vorschläge auf Ausschluss der Öffentlichkeit dürfen nur in nichtöffentlicher 
Sitzung begründet und beraten werden. Falls dem Antrag stattgegeben wird, ist die 
Öffentlichkeit in geeigneter Weise zu unterrichten, dass in nichtöffentlicher Sitzung weiter 
verhandelt wird (§ 48 Abs. 2 Sätze 3 bis 5 GO). 

(4) Personenbezogene Daten dürfen offenbart werden, soweit nicht schützenswerte Interessen 
Einzelner oder Belange des öffentlichen Wohls überwiegen; erforderlichenfalls ist die 
Öffentlichkeit auszuschließen. 

§ 7 
Vorsitz 

(1) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin führt den Vorsitz im Rat. Im Falle seiner/ihrer 
Verhinderung übernimmt sein Stellvertreter/seine Stellvertreterin den Vorsitz. Die 
Reihenfolge der Stellvertretung bestimmt sich aufgrund des Wahlergebnisses nach § 67 
Abs. 2 GO. 

(2) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin hat die Sitzung sachlich und unparteiisch zu leiten. 
Er/Sie handhabt die Ordnung in der Sitzung und übt das Hausrecht (§ 51 GO) aus. 
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§ 8 
Beschlussfähigkeit 

(1) Vor Eintritt in die Tagesordnung stellt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin die 
ordnungsgemäße Einberufung sowie die Beschlussfähigkeit der Versammlung fest und 
lässt dies in der Niederschrift vermerken. Der Rat ist beschlussfähig, wenn mehr als die 
Hälfte der gesetzlichen Mitgliederzahl anwesend ist. 

Er gilt als beschlussfähig, solange seine Beschlussunfähigkeit nicht festgestellt ist (§ 49 
Abs. 1 GO). 

(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und wird der Rat 
zur Behandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne Rücksicht auf die 
Zahl der Erschienenen beschlussfähig, wenn bei der zweiten Einberufung auf diese 
Bestimmung ausdrücklich hingewiesen worden ist (§ 49 Abs. 2 GO). 

§ 9 
Befangenheit von Ratsmitgliedern 

(1) Muss ein Ratsmitglied annehmen, nach §§ 50 Abs. 6 , 43 Abs. 2, 31 GO von der Mitwirkung 
an der Beratung und Entscheidung ausgeschlossen zu sein, so hat es den 
Ausschließungsgrund vor Eintritt in die Verhandlung unaufgefordert dem Bürgermeister/der 
Bürgermeisterin anzuzeigen und den Sitzungsraum zu verlassen; bei einer öffentlichen 
Sitzung kann das Ratsmitglied sich in dem für die Zuhörer/Zuhörerinnen bestimmten Teil 
des Sitzungsraumes aufhalten. 

(2) In Zweifelsfällen entscheidet der Rat darüber, ob ein Ausschließungsgrund besteht. 

(3) Verstößt ein Ratsmitglied gegen die Offenbarungspflicht nach Abs. 1, so stellt der Rat dies 
durch Beschluss fest. Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

(4) Die Regelungen gelten auch für den Bürgermeister/ die Bürgermeisterin mit der Maßgabe, 
dass er die Befangenheit dem stellvertretenden Bürgermeister/der stellvertretenden 
Bürgermeisterin vor Eintritt in die Verhandlungen anzeigt. 

§ 10 
Teilnahme an Sitzungen 

(1) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin und die Beigeordneten nehmen an den Sitzungen 
des Rates teil. Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin ist berechtigt und auf Verlangen 
mindestens eines Fünftels der Ratsmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem 
Punkt der Tagesordnung vor dem Rat Stellung zu nehmen. Auch Beigeordnete sind hierzu 
verpflichtet, falls es der Rat oder der Bürgermeister/die Bürgermeisterin verlangt (§ 69 Abs. 
1 GO). 

(2) Sachkundige Bürger/sachkundige Bürgerinnen dürfen auch an den nichtöffentlichen 
Sitzungen des Rates als Zuhörer/Zuhörerinnen teilnehmen, soweit deren Aufgabenbereich 
durch den Beratungsgegenstand berührt wird. Sie haben sich in dem für die 
Zuhörer/Zuhörerinnen bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufzuhalten. Die Teilnahme als 
Zuhörer/Zuhörerin begründet keinen Anspruch auf Ersatz des Verdienstausfalls und auf 
Zahlung von Sitzungsgeld (§ 48 Abs. 4 GO). 
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Gang der Beratungen 

§ 11 
Änderung und Erweiterung der Tagesordnung 

(1) Der Rat kann beschließen, 

a) die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 

b) die Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden, 

c) Tagesordnungspunkte abzusetzen. 

Die Verweisung eines zur Beratung in öffentlicher Sitzung vorgesehenen 
Tagesordnungspunktes in die nichtöffentliche Sitzung darf nur dann erfolgen, wenn es sich 
um eine geheimhaltungsbedürftige Angelegenheit im Sinne von § 6 Abs. 2 bis 4 GeschO 
handelt. 

(2) Die Tagesordnung kann in der Sitzung durch Beschluss des Rates erweitert werden, wenn 
es sich um Angelegenheiten handelt, die keinen Aufschub dulden oder die von äußerster 
Dringlichkeit sind (§ 48 Abs. 1 GO). 

Der Ratsbeschluss ist in die Niederschrift aufzunehmen. 

(3) Ist aufgrund des Vorschlags einer Fraktion oder eines Fünftels der Ratsmitglieder eine 
Angelegenheit in die Tagesordnung aufgenommen worden, die nicht in den 
Aufgabenbereich der Stadt fällt, setzt der Rat durch Geschäftsordnungsbeschluss die 
Angelegenheit von der Tagesordnung ab. 

Durch Geschäftsordnungsbeschluss kann der Rat auch darüber entscheiden, ob dem 
Antragsteller/der Antragstellerin Gelegenheit zur Erläuterung des Vorschlags gegeben wird. 

(4) Wird nach Aufruf eines Tagesordnungspunktes, der eine Angelegenheit betrifft, die nicht in 
den Aufgabenbereich der Stadt fällt, ein Geschäftsordnungsantrag nach Abs. 3 aus der 
Mitte des Rates nicht gestellt, stellt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin von Amts wegen 
den Antrag und lässt darüber abstimmen. 

§ 12 
Redeordnung 

(1) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin ruft jeden Punkt der Tagesordnung nach der 
vorgesehenen oder beschlossenen Reihenfolge unter Bezeichnung des 
Verhandlungsgegenstandes auf und stellt die Angelegenheit zur Beratung. 

Wird eine Angelegenheit beraten, die auf Vorschlag von einem Fünftel der Ratsmitglieder 
oder einer Fraktion in die Tagesordnung aufgenommen worden ist (§ 3 Abs. 1 dieser 
Geschäftsordnung), so ist zunächst den Antragstellern/Antragstellerinnen Gelegenheit zu 
geben, ihren Vorschlag zu begründen. Ist eine Berichterstattung vorgesehen, so erhält 
zunächst der Berichterstatter/die Berichterstatterin das Wort. 

(2) Hinsichtlich der Angelegenheiten, die nicht in den Aufgabenbereich der Stadt fallen, gelten 
§ 11 Absätze 3 und 4. 

(3) Ein Ratsmitglied, das das Wort ergreifen will, hat sich durch Handzeichen zu melden. 

Melden sich mehrere Ratsmitglieder gleichzeitig, so bestimmt der Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin die Reihenfolge der Wortmeldungen. 

(4) Außerhalb der Reihenfolge erhält ein Ratsmitglied das Wort, wenn es Anträge zur 
Geschäftsordnung stellen will. 
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(5) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin ist berechtigt, auch außerhalb der Reihenfolge das 
Wort zu ergreifen. 

(6) Die Redezeit beträgt im Regelfall höchstens 5 Minuten. 

Sie kann durch Beschluss des Rates verlängert oder verkürzt werden. Ein Ratsmitglied darf 
höchstens dreimal zum selben Punkt der Tagesordnung sprechen; Anträge zur 
Geschäftsordnung bleiben hiervon unberührt. 

§ 13 
Anträge zur Geschäftsordnung 

(1) Anträge zur Geschäftsordnung können jederzeit durch Handzeichen mit beiden Händen von 
jedem Ratsmitglied gestellt werden. Dazu gehören insbesondere folgende Anträge: 

a) auf Schluss der Aussprache (§ 14), 

b) auf Schluss der Rednerliste (§ 14), 

c) auf Verweisung an einen Ausschuss oder an den Bürgermeister/die Bürgermeisterin, 

d) auf Vertagung, 

e) auf Unterbrechung oder Aufhebung der Sitzung, 

f) auf Ausschluss oder Wiederherstellung der Öffentlichkeit, 

g) auf namentliche oder geheime Abstimmung, 

h) auf Absetzung einer Angelegenheit von der Tagesordnung; in diesem Fall ist dem 
Antragsteller/ der Antragstellerin die Möglichkeit der Begründung bzw. Erläuterung 
seines/ ihres Antrags zu geben. 

(2) Wird ein Antrag zur Geschäftsordnung gestellt, so darf noch je ein Ratsmitglied für und 
gegen diesen Antrag sprechen. Alsdann ist über den Antrag abzustimmen. 

In den Fällen des § 16 Abs. 3 und Abs. 4 bedarf es keiner Abstimmung. 

(3) Über Anträge zur Geschäftsordnung hat der Rat gesondert vorab zu entscheiden. Werden 
mehrere Anträge zur Geschäftsordnung gleichzeitig gestellt, so ist über den jeweils weitest 
gehenden Antrag zuerst abzustimmen. In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin die Reihenfolge der Abstimmung. 

§ 14 
Schluss der Aussprache, Schluss der Rednerliste 

Jedes Ratsmitglied, das sich nicht an der Beratung beteiligt hat, kann verlangen, dass die 
Beratung des Tagesordnungspunktes beendet oder die Rednerliste geschlossen wird. Wird ein 
solcher Antrag gestellt, so gibt der Vorsitzende/die Vorsitzende die bereits vorliegenden 
Wortmeldungen bekannt. 

§ 15 
Anträge zur Sache 

(1) Jedes Ratsmitglied und jede Fraktion sind berechtigt, zu jedem Punkt der Tagesordnung 
Anträge zu stellen, um eine Entscheidung des Rates in der Sache herbeizuführen (Anträge 
zur Sache). 

Hat eine Vorberatung in Ausschüssen des Rates stattgefunden, so steht ein gleiches Recht 
auch den beteiligten Ausschüssen zu.  



Amtsblatt der Stadt Korschenbroich vom 31.10.2018 
 

307 

Die Anträge müssen einen abstimmungsfähigen Beschlussentwurf enthalten. 

(2) Für Zusatz- und Änderungsanträge zu den nach Abs. 1 gestellten Anträgen gilt Abs. 1 Satz 
3 entsprechend. 

(3) Anträge nach den Absätzen 1 und 2, die Mehrausgaben oder Mindereinnahmen gegenüber 
den Ansätzen des Haushaltsplanes zur Folge haben, müssen mit einem Deckungsvorschlag 
verbunden werden. 

§ 16 
Abstimmung 

(1) Nach Schluss der Aussprache stellt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin die zu dem 
Tagesordnungspunkt gestellten Sachanträge zur Abstimmung. Der weitest gehende Antrag 
hat Vorrang. 

In Zweifelsfällen bestimmt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin die Reihenfolge der 
Abstimmung. 

(2) Die Abstimmung erfolgt im Regelfall durch Handzeichen. Gibt ein Ratsmitglied kein 
Handzeichen, gilt dies als Stimmenthaltung. 

(3) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder erfolgt namentliche 
Abstimmung. Bei namentlicher Abstimmung ist die Stimmabgabe jedes 
Stimmberechtigten/jeder Stimmberechtigten in der Niederschrift zu vermerken. 

(4) Auf Antrag von mindestens einem Fünftel der Ratsmitglieder wird geheim abgestimmt. 

Die geheime Abstimmung erfolgt durch Abgabe von Stimmzetteln. 

Unbeschriftete Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung. 

(5) Wird zum selben Tagesordnungspunkt sowohl ein Antrag auf namentliche als auch auf 
geheime Abstimmung gestellt, so hat der Antrag auf geheime Abstimmung Vorrang. 

(6) Das Abstimmungsergebnis wird vom Bürgermeister/von der Bürgermeisterin bekannt 
gegeben und in der Niederschrift festgehalten. 

§ 17 

Wahlen 

(1) Wahlen werden durch offene Abstimmung vollzogen. Die Abstimmung erfolgt im Regelfall 
durch Handzeichen. Gibt ein Ratsmitglied kein Handzeichen, gilt dies als Stimmenthaltung. 

(2) Wenn das Gesetz es bestimmt oder wenn ein Ratsmitglied oder der Bürgermeister der 
offenen Abstimmung widerspricht, erfolgt die Wahl geheim durch Abgabe von 
Stimmzetteln. Auf dem Stimmzettel ist der Name des zu Wählenden/der zu Wählenden 
anzugeben oder anzukreuzen. 

Unbeschriftete Stimmzettel gelten als Stimmenthaltung. 

Die Möglichkeit, mit "nein" zu stimmen, ist bei Einzelwahlen bzw. bei Vorliegen eines 
Wahlvorschlages auf dem Stimmzettel einzuräumen. 

(3) Gewählt ist die vorgeschlagene Person, die mehr als die Hälfte der gültigen Stimmen 
erhalten hat. Nein-Stimmen gelten als gültige Stimmen. Erreicht niemand mehr als die 
Hälfte der Stimmen, so findet zwischen den Personen, welche die beiden höchsten 
Stimmenzahlen erreicht haben, eine engere Wahl statt. 

Gewählt ist, wer in dieser engeren Wahl die meisten Stimmen auf sich vereinigt. 
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Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los (§ 50 Abs. 2 GO). 

(4) Für die Besetzung von Ausschüssen des Rates gilt § 50 Abs. 3 GO. 

§ 18 
Fragerecht der Ratsmitglieder 

(1) Jedes Ratsmitglied ist berechtigt, schriftliche Anfragen, die sich auf Angelegenheiten der 
Stadt beziehen, an den Bürgermeister/die Bürgermeisterin zu richten. 

Anfragen sind mindestens fünf Werktage vor Beginn der Ratssitzung dem Bürgermeister/der 
Bürgermeisterin zuzuleiten. Die Beantwortung hat schriftlich zu erfolgen, wenn der 
Fragesteller/die Fragestellerin es verlangt. 

(2) Jedes Ratsmitglied ist darüber hinaus berechtigt, nach Erledigung der Tagesordnung einer 
Ratssitzung bis zu drei mündliche Anfragen, die sich nicht auf die Tagesordnung der 
Ratssitzung beziehen dürfen, an den Bürgermeister/die Bürgermeisterin zu richten. 

Die Anfragen müssen Angelegenheiten betreffen, die in den Aufgabenbereich der Stadt 
fallen. Sie müssen kurz gefasst sein und eine kurze Beantwortung ermöglichen. 

Der Fragesteller/die Fragestellerin darf jeweils nur eine Zusatzfrage stellen. 

Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, kann der Fragesteller/die Fragestellerin auf 
eine Beantwortung in der nächsten Ratssitzung oder auf eine schriftliche Beantwortung 
verwiesen werden. 

(3) Anfragen dürfen zurückgewiesen werden, wenn 

a) sie nicht den Bestimmungen der Abs. 1 oder 2 entsprechen, 

b) die begehrte Auskunft demselben/derselben oder einem anderen Fragesteller/einer 
anderen Fragestellerin innerhalb der letzten sechs Monate bereits erteilt wurde, 

c) Die Beantwortung offenkundig mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden 
wäre. 

(4) Eine Aussprache findet nicht statt. 

§ 19 
Fragerecht von Einwohnern/Einwohnerinnen 

(1) Bei Ratssitzungen ist den Einwohner/Einwohnerinnen jeweils vor Beginn des öffentlichen 
Teils der Sitzung Gelegenheit zu geben, sich mit mündlichen Anfragen an den 
Bürgermeister zu richten. 

Die Fragestunde soll in der Regel 30 Minuten nicht übersteigen. 

(2) Jeder Einwohner/jede Einwohnerin der Stadt ist berechtigt, nach Aufruf der Fragestunde 
Anfragen an den Bürgermeister/die Bürgermeisterin zu richten. 

Die Anfragen müssen sich auf Angelegenheiten der Stadt beziehen. 

(3) Melden sich mehrere Einwohner/Einwohnerinnen gleichzeitig, so bestimmt der 
Bürgermeister/die Bürgermeisterin die Reihenfolge der Wortmeldungen. 

Jeder Fragesteller/jede Fragestellerin ist berechtigt, höchstens zwei Zusatzfragen zu 
stellen. 
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(4) Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Regelfall mündlich durch den Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin. Ist eine sofortige Beantwortung nicht möglich, so kann der 
Fragesteller/die Fragestellerin auf schriftliche Beantwortung verwiesen werden. 

Eine Aussprache findet nicht statt. 

2.3 Ordnung in den Sitzungen 

§ 20 
Ordnungsgewalt und Hausrecht 

(1) In den Sitzungen des Rates handhabt der Bürgermeister/die Bürgermeisterin die Ordnung 
und übt das Hausrecht aus. Seiner/ihrer Ordnungsgewalt und seinem/ihrem Hausrecht 
unterliegen - vorbehaltlich der §§ 21 - 23 dieser Geschäftsordnung - alle Personen, die sich 
während einer Ratssitzung im Sitzungssaal aufhalten. 

Wer sich ungebührlich benimmt oder sonst die Würde der Versammlung verletzt, kann vom 
Bürgermeister/von der Bürgermeisterin zur Ordnung gerufen und notfalls aus dem 
Sitzungssaal gewiesen werden. 

(2) Entsteht während einer Sitzung des Rates unter den Zuhörern/Zuhörerinnen störende 
Unruhe, so kann der Bürgermeister/die Bürgermeisterin nach vorheriger Abmahnung den für 
die Zuhörer/Zuhörerinnen bestimmten Teil des Sitzungssaales räumen lassen, wenn die 
störende Unruhe auf andere Weise nicht zu beseitigen ist. 

§ 21 
Ordnungsruf und Wortentziehung 

(1) Redner/Rednerinnen, die vom Thema abschweifen, kann der Bürgermeister/die 
Bürgermeisterin zur Sache rufen. 

(2) Redner/Rednerinnen, die ohne Worterteilung das Wort an sich reißen oder die 
vorgeschriebene Redezeit trotz entsprechender Abmahnung überschreiten, kann der 
Bürgermeister/die Bürgermeisterin zur Ordnung rufen. 

(3) Hat ein Redner/eine Rednerin bereits zweimal einen Ruf zur Sache (Abs. 1) oder einen 
Ordnungsruf (Abs. 2) erhalten, so kann der Bürgermeister/die Bürgermeisterin ihm/ihr das 
Wort entziehen, wenn der Redner/die Rednerin Anlass zu einer weiteren 
Ordnungsmaßnahme gibt. Einem Redner/einer Rednerin, dem/der das Wort entzogen ist, 
darf es in derselben Ratssitzung zu dem betreffenden Tagesordnungspunkt nicht wieder 
erteilt werden. 

§ 22 
Entzug der Sitzungsentschädigung, Ausschluss aus der Sitzung 

Einem Ratsmitglied, das sich ungebührlich benimmt oder die Würde der Versammlung verletzt, 
können durch Beschluss des Rates die auf den Sitzungstag entfallenden Entschädigungen (§ 45 
GO) entzogen werden. 

Setzt das Ratsmitglied sein ordnungswidriges Verhalten fort, so kann es für einen im Beschluss 
festzulegenden Zeitraum von dieser und weiteren Ratssitzungen ausgeschlossen werden. Der 
Ausschluss bewirkt, dass das Ratsmitglied für den festgelegten Zeitraum auch an den 
Sitzungen der Ausschüsse nicht teilnehmen darf. 
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§ 23 
Einspruch gegen Ordnungsmaßnahmen 

(1) Gegen Ordnungsmaßnahmen nach § 22 dieser Geschäftsordnung steht dem/der 
Betroffenen der Einspruch zu. 

(2) Über die Berechtigung der Ordnungsmaßnahme befindet alsdann der Rat in der nächsten 
Sitzung ohne die Stimme des/der Betroffenen. Diesem/dieser ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. Die Entscheidung des Rates ist dem/der Betroffenen zuzustellen. 

3. Niederschrift über die Ratssitzungen, Unterrichtung der Öffentlichkeit 

§ 24 
Niederschrift 

(1) Über die im Rat gefassten Beschlüsse ist durch den Schriftführer/die Schriftführerin eine 
Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift muss enthalten: 

a) die Namen der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder, 

b) die Namen der sonstigen an den Beratungen teilnehmenden Personen, 

c) Ort und Tag sowie Zeitpunkt des Beginns, einer etwaigen Unterbrechung und der 
Beendigung der Sitzung, 

d) die behandelten Beratungsgegenstände, 

e) die gestellten Anträge, 

f) die gefassten Beschlüsse und die Ergebnisse von Wahlen, 

g) Erklärungen, die ausdrücklich als zur Aufnahme in die Niederschrift abgegeben 
werden, sind in der Niederschrift festzuhalten. 

(2) Die Niederschrift soll eine gedrängte Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs enthalten 

(3) Der Schriftführer/die Schriftführerin wird vom Rat bestellt. Soll ein Bediensteter/ eine 
Bedienstete der Stadtverwaltung bestellt werden, so erfolgt die Bestellung im Benehmen 
mit dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin. 

(4) Die Niederschrift wird vom Bürgermeister/von der Bürgermeisterin, einem weiteren vom Rat 
zu bestimmenden Ratsmitglied und dem Schriftführer/der Schriftführerin unterzeichnet. 
Verweigert einer der Genannten/eine der Genannten die Unterschrift, so ist dies in der 
Niederschrift zu vermerken. Die Niederschrift soll allen Ratsmitgliedern innerhalb von 25 
Arbeitstagen zugeleitet werden. 

Die Niederschrift ist allen Ratsmitgliedern in der Form zuzuleiten, wie die Einberufung 
erfolgt. Dabei ist sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte keinen Zugriff auf den Teil der 
Niederschrift nehmen können, der in nichtöffentlicher Sitzung behandelt wurde. 

(5) Um die Erstellung der Niederschrift zu erleichtern, dürfen Tonaufnahmen von Sitzungen 
erfolgen. Sie dürfen ausschließlich von den in Abs. 3 Satz 1 genannten Personen zur 
Erstellung der Niederschrift genutzt werden. 

Ist bis spätestens in der auf die Zuleitung der Niederschrift gemäß Abs. 3 Satz 2 folgenden 
Ratssitzung kein Wunsch zur Änderung der Niederschrift geäußert worden, so ist die 
Tonaufnahme unverzüglich zu löschen. Wird ein Änderungswunsch geäußert, so kann zur 
Klärung der Berechtigung dieses Wunsches bis zur nächstfolgenden Ratssitzung die 
Tonaufnahme abweichend von Satz 2 von dem Ratsmitglied, das den Änderungswunsch 
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vorträgt, vom Schriftführer/von der Schriftführerin und ggf. auch von den in Abs. 3 Satz 1 
genannten Personen gemeinsam abgehört werden, um eine gütliche Einigung über die 
Niederschrift zu erreichen.  

Das Ergebnis dieser Einigungsbemühungen ist dem Rat vorzutragen. Anschließend ist die 
Tonaufnahme unverzüglich zu löschen. 

Stellungnahmen der Fraktionen zur Niederschrift sind zum Protokoll zu nehmen. 

§ 25 
Unterrichtung der Öffentlichkeit 

(1) Über den wesentlichen Inhalt der vom Rat gefassten Beschlüsse ist die Öffentlichkeit in 
geeigneter Weise zu unterrichten. 

Dies kann dadurch geschehen, dass der öffentliche Teil der Niederschrift im 
Ratsinformationssystem eingestellt wird und der Bürgermeister/die Bürgermeisterin einen 
vom Rat gefassten Beschluss erforderlichenfalls außerdem im unmittelbaren Anschluss an 
die Sitzung der örtlichen Presse zugänglich macht. 

(2) Die Unterrichtung gilt grundsätzlich auch für Beschlüsse des Rates, die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefasst werden, es sei denn, dass der Rat im Einzelfall ausdrücklich etwas anderes 
beschlossen hat. 

II. Geschäftsordnung der Ausschüsse 

§ 26 
Grundregel 

Auf das Verfahren in den Ausschüssen finden grundsätzlich die für den Rat geltenden 
Vorschriften entsprechend Anwendung, soweit nicht § 27 dieser Geschäftsordnung 
abweichende Regelungen enthält. 

§ 27 
Abweichungen für das Verfahren der Ausschüsse 

(1) Der Ausschussvorsitzende/die Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung im 
Benehmen mit dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin fest (§ 58 Abs. 2 Satz 2 GO). 

Der Ausschussvorsitzende/die Ausschussvorsitzende ist auf Verlangen des 
Bürgermeisters/der Bürgermeisterin bzw. auf Antrag einer Fraktion verpflichtet, einen 
Gegenstand in die Tagesordnung aufzunehmen. 

(1a) Für sachkundige Bürgerinnen und Bürger sowie sachkundige Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie sonstige Mitglieder, die kein Ratsmitglied sind, besteht bis zum Ende der 
IX. Wahlperiode auf schriftlichen Antrag die Möglichkeit, die Sitzungsunterlagen in 
Papierform zu erhalten. Die Regelungen über die Zustellung der Einladung in § 1 Abs. 2 der 
Geschäftsordnung bleiben hiervon unberührt. § 1 Abs. 4 und 5 der Geschäftsordnung 
gelten in diesem Fall nicht. 

(2) Über Zeit, Ort und Tagesordnung der Ausschusssitzungen unterrichtet der 
Bürgermeister/die Bürgermeisterin die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, ohne dass es 
einer öffentlichen Bekanntmachung nach § 4 dieser Geschäftsordnung bedarf.  

(3) Die Beschlussfähigkeit von Ausschüssen ist über § 8 Abs. 1 Satz 2 dieser 
Geschäftsordnung hinaus nur dann gegeben, wenn die Zahl der anwesenden Ratsmitglieder 
die Zahl der anwesenden sachkundigen Bürger/sachkundigen Bürgerinnen 
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(stimmberechtigte Ausschussmitglieder nach § 58 Abs. 3 GO) übersteigt; Ausschüsse 
gelten auch insoweit als beschlussfähig, solange ihre Beschlussunfähigkeit nicht 
festgestellt ist. 

(4) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin und die Beigeordneten sind berechtigt und auf 
Verlangen eines Ausschusses in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs verpflichtet, an 
dessen Sitzungen teilzunehmen. Sie sind berechtigt und auf Verlangen mindestens eines 
Fünftels der Ausschussmitglieder oder einer Fraktion verpflichtet, zu einem Punkt der 
Tagesordnung vor dem Ausschuss Stellung zu nehmen. 

(5) Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin ist zu allen Ausschusssitzungen einzuladen. Er/Sie 
hat das Recht, mit beratender Stimme an den Sitzungen teilzunehmen; ihm/ihr ist auf 
Verlangen jederzeit das Wort zu erteilen. 

(6) An den nichtöffentlichen Sitzungen eines Ausschusses können die stellvertretenden 
Ausschussmitglieder und alle Ratsmitglieder als Zuhörer teilnehmen. Sachkundige 
Bürger/sachkundige Bürgerinnen und sachkundige Einwohner/sachkundige 
Einwohnerinnen, die zu stellvertretenden Ausschussmitgliedern gewählt worden sind, 
können an den nichtöffentlichen Sitzungen dieses Ausschusses als Zuhörer teilnehmen.  

Mitglieder anderer Ausschüsse können an einer Ausschusssitzung teilnehmen, soweit 
deren Aufgabenbereich durch den Beratungsgegenstand berührt wird.  

(7) In den Ausschüssen ist eine Niederschrift über die Beschlüsse aufzunehmen. Die 
Niederschrift ist dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin und den Ausschussmitgliedern 
zuzuleiten, wie auch die Einberufung erfolgt. Dabei ist sicherzustellen, dass unberechtigte 
Dritte keinen Zugriff auf den Teil der Niederschrift nehmen können, der in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt wurde. 

§ 28 
Einspruch gegen Beschlüsse entscheidungsbefugter Ausschüsse 

(1) Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis können erst durchgeführt 
werden, wenn innerhalb von drei Tagen, den Tag der Beschlussfassung nicht eingerechnet, 
weder vom Bürgermeister/von der Bürgermeisterin noch von mindestens einem Fünftel der 
Ausschussmitglieder schriftlich Einspruch eingelegt worden ist. 

(2) Über den Einspruch entscheidet der Rat. 

§ 29 
Vertretung von Ausschussmitgliedern 

(1) Ausschussmitglieder werden durch stellvertretende Ausschussmitglieder derselben 
Fraktion in der Reihenfolge des Wahlvorschlages vertreten. 

(2) Soweit rechtlich nichts anderes bestimmt ist, sind die nicht namentlich zu ordentlichen 
bzw. stellvertretenden Ausschussmitgliedern gewählten Ratsmitglieder als weitere 
stellvertretende Ausschussmitglieder vertretungsberechtigt. 

Die Vertretung der ordentlichen und namentlich bestellten stellvertretenden 
Ausschussmitglieder erfolgt durch die weiteren stellvertretenden Ausschussmitglieder 
derselben Fraktion oder Gruppe in alphabetischer Reihenfolge. 

(3) Die Vertretung von Ausschussmitgliedern ist nur zulässig, wenn Verhinderungsgründe in 
der Person vorliegen. 
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III. Fraktionen 

§ 30 
Bildung von Fraktionen 

(1) Fraktionen sind freiwillige Vereinigungen von Ratsmitgliedern, die sich auf der Grundlage 
grundsätzlicher politischer Übereinstimmung zu möglichst gleichgerichtetem Wirken 
zusammengeschlossen haben. 

Eine Fraktion muss aus mindestens 2 Ratsmitgliedern bestehen. 

Jedes Ratsmitglied kann nur einer Fraktion angehören. 

(2) Die Bildung einer Fraktion ist dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin vom 
Fraktionsvorsitzenden/von der Fraktionsvorsitzenden schriftlich anzuzeigen. Die Mitteilung 
muss die genaue Bezeichnung der Fraktion, die Namen des Fraktionsvorsitzenden/der 
Fraktionsvorsitzenden und seines Stellvertreters/seiner Stellvertreterin/ihrer 
Stellvertreterin/ihres Stellvertreters sowie aller der Fraktion angehörenden Ratsmitglieder 
enthalten. 

Ferner ist anzugeben, wer berechtigt ist, für die Fraktion Anträge zu stellen oder sonstige 
Erklärungen abzugeben. Unterhält die Fraktion eine Geschäftsstelle, so hat die Mitteilung 
auch die Anschrift der Geschäftsstelle zu enthalten. 

(3) Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, können von einer Fraktion als 
Hospitanten/Hospitantinnen aufgenommen werden. Bei der Feststellung der Mindeststärke 
einer Fraktion zählen Hospitanten/Hospitantinnen nicht mit. 

(4) Die Auflösung einer Fraktion, der Wechsel im Fraktionsvorsitz (stellvertretenden 
Fraktionssitz) sowie die Aufnahme und das Ausscheiden von Mitgliedern sind dem 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin vom Fraktionsvorsitzenden/von der 
Fraktionsvorsitzenden ebenfalls schriftlich anzuzeigen. 

(5) Die Fraktionen haben hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten (i. S. d. § 3 
Abs. 1 und 2 Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen) die erforderlichen technischen und 
organisatorischen Maßnahmen zu treffen, um eine den Vorschriften des 
Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen entsprechende Datenverarbeitung 
sicherzustellen. 

Sie sind verpflichtet, bei der Auflösung der Fraktion die aus der Fraktionsarbeit erlangten 
personenbezogenen Daten gem. der Bestimmungen des Datenschutzgesetzes Nordrhein-
Westfalen zu löschen. 

§ 31 
Ältestenrat 

(1) Der Ältestenrat besteht aus dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin, den stellvertretenden 
Bürgermeistern/Bürgermeisterinnen sowie den Fraktionsvorsitzenden. Die Vorsitzenden der 
Fraktionen können sich vertreten lassen. 

Der Bürgermeister/die Bürgermeisterin wird im Verhinderungsfall von dem stellvertretenden 
Bürgermeister/der stellvertretenden Bürgermeisterin vertreten. Im Verhinderungsfall nimmt 
auch der allgemeine Vertreter/die allgemeine Vertreterin des Bürgermeisters /der 
Bürgermeisterin an der Sitzung teil. 
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Der Ältestenrat kann bei Bedarf weitere Ratsmitglieder, Beigeordnete und 
Fachbereichsleiter/Fachbereichsleiterinnen sowie die Leiter/Leiterinnen der städtischen 
Eigenbetriebe und Gesellschaften zu den Sitzungen hinzuziehen. 

(2) Der Ältestenrat ist kein Beschlussorgan. Auf ihn finden die Vorschriften der 
Gemeindeordnung über die Zusammensetzung der Ausschüsse und ihr Verfahren sowie die 
Bestimmungen dieser Geschäftsordnung keine Anwendung. 

Der Ältestenrat wird zu seinen Sitzungen von dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin 
einberufen. Diese Einberufung erfolgt schriftlich oder elektronisch, in dringenden Fällen 
auch telefonisch. 

Mindestens zwei Mitglieder oder eine Fraktion können seine Einberufung unter Angabe der 
zur Beratung zu stellenden Gegenstände verlangen. 

Der Ältestenrat kann beraten, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. Er 
tagt nichtöffentlich. 

Über die Sitzungen des Ältestenrates wird eine Ergebnisniederschrift gefertigt, die den 
Mitgliedern zeitnah zugestellt wird. 

Ratsmitglieder, die keiner Fraktion angehören, werden von dem Bürgermeister/der 
Bürgermeisterin durch Zusendung der Niederschrift über die Ergebnisse der Beratungen 
des Ältestenrats informiert. 

(3) Der Ältestenrat dient der interfraktionellen Zusammenarbeit. 

IV. Datenschutz 

§ 32 
Datenschutz 

Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes Nordrhein-Westfalen sind zu beachten. 

Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse, die im Rahmen der Ausübung ihrer 
ehrenamtlichen Tätigkeit Zugang zu vertraulichen Unterlagen, die personenbezogene Daten 
enthalten, haben bzw. von ihnen Kenntnis erlangen, dürfen solche Daten nur zu dem jeweiligen, 
der rechtmäßigen Aufgabenerfüllung dienenden Zweck verarbeiten oder offenbaren. 

Personenbezogene Daten sind Einzelangaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse 
einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen Person. 

Vertrauliche Unterlagen sind alle Schriftstücke, automatisierte Dateien und sonstige 
Datenträger, die als solche gekennzeichnet sind oder personenbezogene Daten enthalten. 
Hierzu zählen auch mit vertraulichen Unterlagen in Zusammenhang stehende handschriftliche 
oder andere Notizen. 

§ 33 
Datenverarbeitung 

Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse sind verpflichtet, vertrauliche Unterlagen so 
aufzubewahren, dass sie ständig vor Kenntnisnahme und Zugriff Dritter (z. B. 
Familienangehörige, Besucher, Parteifreunde, Nachbarn etc.) gesichert sind. Dieses gilt auch für 
den Transport der Unterlagen. In begründeten Einzelfällen ist dem Bürgermeister/der 
Bürgermeisterin auf Verlangen Auskunft über die getroffenen Datensicherheitsmaßnahmen zu 
geben. 
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Eine Weitergabe von vertraulichen Unterlagen oder Mitteilung über den Inhalt an Dritte, 
ausgenommen im erforderlichen Umfang bei Verhinderung an den Stellvertreter/die 
Stellvertreterin ist nicht zulässig. 

Die Mitglieder des Rates und der Ausschüsse sind bei einem Auskunftsersuchen eines 
Betroffenen nach dem Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen verpflichtet, dem 
Bürgermeister/der Bürgermeisterin auf Anfrage schriftlich Auskunft über die bei Ihnen aufgrund 
dieser Tätigkeit zu einer bestimmten Person gespeicherten Daten zu erteilen. 

Vertrauliche Unterlagen sind unverzüglich und dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen, wenn 
diese für die Aufgabenerfüllung nicht mehr benötigt werden. 

Bei vertraulichen Beschlussunterlagen einschließlich aller damit in Zusammenhang stehenden 
Unterlagen ist dieses regelmäßig anzunehmen, wenn die Niederschrift über die Sitzung, in der 
der jeweilige Tagesordnungspunkt abschließend behandelt wurde genehmigt ist. 

Bei einem Ausscheiden aus dem Rat oder einem Ausschuss sind alle vertraulichen Unterlagen 
sofort dauerhaft zu vernichten bzw. zu löschen. 

Die Unterlagen können auch der Gemeindevertretung zur Vernichtung bzw. Löschung übergeben 
werden. 

Die ausgeschiedenen Mitglieder haben die Vernichtung bzw. die Löschung aller vertraulichen 
Unterlagen gegenüber dem Bürgermeister/der Bürgermeisterin schriftlich zu bestätigen. 

V. Schlussbestimmungen, In-Kraft-Treten 

§ 34 
Schlussbestimmungen 

Jedem Mitglied des Rates und der Ausschüsse ist diese Geschäftsordnung in geeigneter Weise 
zugänglich zu machen. Dies erfolgt im Regelfall über die Bereitstellung im 
Ratsinformationssystem. 

Wird die Geschäftsordnung während der Wahlzeit geändert, so ist auch die geänderte Fassung 
in geeigneter Weise zugänglich zu machen. Dies erfolgt im Regelfall über die Bereitstellung im 
Ratsinformationssystem. 

§ 35 
In-Kraft-Treten 

Diese Geschäftsordnung tritt am 01.01.2019 in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die frühere Geschäftsordnung vom 16.12.2011 außer Kraft. 

Korschenbroich, 31.10.2018 

M. Venten 
Bürgermeister 

Satzung über die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung 
in der Stadt Korschenbroich vom 31.10.2018 
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Die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung ist auch auf örtlicher Ebene eine 
Aufgabe von wichtiger Bedeutung für die Verwirklichung der Gleichstellung  
behinderter Menschen. Für die nähere Bestimmung wie diese Aufgabe auf örtlicher Ebene 
wahrgenommen wird, ergeht folgende Satzung. 

 

Aufgrund der §§ 7, 41 Absatz 1 Satz 2 lit. f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) und des § 13 
des Gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen – BGG NRW) vom 
16.12.2003 (GV. NRW. S. 766) zuletzt geändert durch Artikel 8b des Gesetzes vom 21. Juli 2018 
(GV. NRW. S. 414) hat der Rat der Stadt Korschenbroich in seiner Sitzung am 30.10.2018 
beschlossen: 

§ 1 – Ziel der Stadt Korschenbroich  
 
Gemäß § 1 Abs. 1 des BGG NRW soll die Benachteiligung von Menschen mit Behinderungen 
beseitigt und verhindert sowie die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung 
am Leben in der Gesellschaft gewährleistet und ihnen eine selbstbestimmte  
Lebensführung ermöglicht werden. Dabei wird besonderen Bedürfnissen Rechnung getragen. 
 
Rat und Verwaltung der Stadt Korschenbroich sind im Sinne der allgemeinen Zielsetzungen des 
Gesetzes zur Gleichstellung behinderter Menschen (Behindertengleichstellungsgesetz – BGG), 
§ 1, und des Gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung (Behindertengleichstellungsgesetz Nordrhein-Westfalen – BGG NRW), § 1 (1), 
entschlossen, die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung in der Stadt 
Korschenbroich gemäß § 13 BGG NRW durch die Bestimmungen dieser Satzung sicherzustellen 
und darüber hinaus ihre Beteiligung an der Entwicklung der Stadt Korschenbroich zu einer 
behindertenfreundlichen Stadt zu ermöglichen und zu fördern. 
 
§ 2 – Bestellung einer/eines Behindertenbeauftragten 
 
(1) Durch den Stadtrat der Stadt Korschenbroich wird eine ehrenamtliche Behinderten-

beauftragte/ein ehrenamtlicher Behindertenbeauftragter bestellt. Sind mehrere 
Bewerberinnen/Bewerber vorhanden, können bei gleicher Eignung mehrere ehrenamtliche 
Behindertenbeauftragte bestellt werden, wobei eine Aufteilung der Aufgabenbereiche oder 
eine Trennung nach örtlicher Zuständigkeit erfolgen kann. Die bestellten 
Behindertenbeauftragten vertreten sich im Verhinderungsfall gegenseitig. 

 
(2) Die/Der Behindertenbeauftragte übt ihr/sein Amt für die Zeit der Wahlperiode des Stadtrates 

aus. Das Amt endet somit mit dem Zusammentreten eines neuen Stadtrates. Eine 
Beendigung des Amtes erfolgt ebenfalls durch eine Entlassung durch den Stadtrat oder bei 
Verlangen auf vorzeitige Beendigung durch die Behindertenbeauftragte/den 
Behindertenbeauftragten. 

 
(3) Die/Der Behindertenbeauftragte ist Mittlerin/Mittler zur Stadtverwaltung.  
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§ 3 – Aufgaben 
 
Der/Dem Behindertenbeauftragten werden im wesentlichen folgende Aufgaben übertragen: 
 
(1) Ansprechpartnerin/Ansprechpartner für die Belange behinderter Menschen der Stadt 

Korschenbroich. 
 
(2) Bewahrung oder Durchsetzung der Belange von Menschen mit Behinderung, 

insbesondere  
 

 die Durchsetzung der Gleichbehandlung von Menschen mit und ohne Behinderung; 

 die Anregung von Maßnahmen, die darauf gerichtet sind, Benachteiligungen von 
Menschen mit Behinderung abzubauen oder deren Entstehen entgegen zu wirken. 

 Es ist darauf zu achten, dass besondere Benachteiligungen von Frauen mit Behinderung 
beseitigt und unterschiedliche Lebensbedingungen von Frauen und Männern mit 
Behinderung berücksichtigt werden. 

 Die/der Behindertenbeauftragte überwacht die Einhaltung der Vorschriften des 
Behindertengleichstellungsgesetzes sowie anderer Vorschriften, die die Belange von 
Menschen mit Behinderung betreffen. 

 
(3) Die/Der Behindertenbeauftragte informiert über die Gesetzeslage, gibt Praxistipps, zeigt 

Möglichkeiten der Eingliederung behinderter Menschen in Gesellschaft und Beruf auf. 
 
(4) Die/Der Behindertenbeauftragte gestaltet die politischen und sozialen Rahmenbedingungen 

für behinderte Menschen mit. 
 
(5) Die/Der Behindertenbeauftragte wirbt um Solidarität und Verständnis für die Situation und 

die Bedürfnisse behinderter Mitmenschen in allen Teilen der Gesellschaft. Ihre/Seine 
Initiativen zielen auf die Gestaltung einer gesellschaftlichen Wirklichkeit, in der Barrieren 
abgebaut und die Einstellungen der Menschen so verändert werden, dass behinderte 
Mitbürgerinnen/Mitbürger integriert sind, besser gesagt: als selbstverständlicher Teil des 
Ganzen verstanden werden. 

 
§ 4 – Informationsrecht und Befugnisse 
 
(1) Bei anstehenden Planungen und Vorhaben, die die Belange der behinderten Menschen der 

Stadt Korschenbroich berühren könnten, ist die/der Behindertenbeauftragte rechtzeitig zu 
informieren. 

 
(2) Der/Dem Behindertenbeauftragten ist die Gelegenheit zur Stellungnahme zu Vorhaben der 

Stadt Korschenbroich gegenüber dem Stadtrat und seinen Ausschüssen zu geben, sofern es 
um die Berücksichtigung der besonderen Bedürfnisse behinderter Menschen geht. 

 
(3) Alle Fachämter und Einrichtungen haben die Behindertenbeauftragte/den 

Behindertenbeauftragten in ihrer/seiner Arbeit in vollem Umfang zu unterstützen. 
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§ 5 – Berichtspflicht 
 
(1) Die/Der Beauftragte für die Belange behinderter Menschen erstattet dem Rat der Stadt 

Korschenbroich einmal jährlich Bericht über ihre/seine Tätigkeit. 
 
§ 6 – Sprechstunden 
 
(1) Jedermann hat das Recht, mit der/dem Behindertenbeauftragten unmittelbar Kontakt 

aufzunehmen. 
 
(2) Die/Der Behindertenbeauftragte führt regelmäßige Sprechstunden durch, die amtlich  

bekannt gemacht werden. 
 
(3) Die innerhalb und außerhalb der Sprechstunde geführten Gespräche sind vertraulich zu 

behandeln; eine Mitteilung an Dritte kann nur mit Zustimmung der/des Betroffenen erfolgen. 
 
(4) Die/Der Behindertenbeauftragte nutzt die Räumlichkeiten und die Sachmittel der Stadt 

Korschenbroich. 
 
§ 7 – In-Kraft-Treten 
 
(1) Diese Satzung tritt mit  dem Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die Wahrung der Belange von Menschen mit  
Behinderung in der Stadt Korschenbroich vom 29.06.2005 außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung über die Wahrung der Belange von Menschen mit Behinderung in der 
Stadt Korschenbroich wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hinweis: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Korschenbroich, 31.10.2018 
 
M. Venten 
Bürgermeister 



Amtsblatt der Stadt Korschenbroich vom 31.10.2018 
 

319 

 
 
 
 
Teilnahmewettbewerb 
 
Auftraggeber:                                                                                                                      
Stadt Korschenbroich, Der Bürgermeister, Sebastianusstraße 1, 41352 Korschenbroich  
 
Durchführung eines Teilnahmewettbewerbes  
bzgl. der Leistung Tragwerksplanung für den Neubau des Feuerwehrgerätehauses Kleinenbroich 
 
Art und Umfang der Leistung:                                                                                  
Tragwerksplanung / statische Fachplanung für die Objektplanung Gebäude  gem. HOAI, Lph. 1 
bis 6 
 
Anforderung der Unterlagen:  
Die Teilnahmeunterlagen können in elektronischer Form über die Internetplattform 
http://www.vmp-rheinland.de/VMPSatellite/company/welcome.do  kostenfrei abgerufen 
werden.                                                                                             
Auskunft erteilt: Stadt Korschenbroich, Zentrale Submissionsstelle (Herr Zünkler), 
Sebastianusstraße 1, Zimmer 107, 41352 Korschenbroich, Tel. 02161/613-252,                          
Fax: 02161/613-299, karljosef.zuenkler@korschenbroich.de 
 
Einreichungsfrist für die Teilnahmeunterlagen:                                                                             
13.11.2018, 14.00 Uhr 
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Informationen: 
 
 

 

Abfuhrtermine in der 46. Kalenderwoche 

Aufgrund eines Druckfehlers in der Abfall-Info 2018 wurden für die 46. KW falsche  
Abfuhrtermine eingetragen. Die korrekten Termine lauten: 
 

Braune Tone (Bio), Bezirk 1-3 
Montag, 12.11.2018 

 

Graue Tonne (Restmüll), Bezirk 1-3 
Mittwoch, 14.11.2018 

 
Der Abfuhrrhythmus ändert sich demnach nicht. Ich bitte daher um Beachtung. 
 
Korschenbroich, den 29.10.2018 
 
Im Auftrag 
 
gez. 
 
Vorbrugg 
Verw.-Angestellter 

 
 
 

Einsatz von Trägern für das Bestattungswesen der Stadt Korschenbroich 
 
Der Eigenbetrieb Stadtpflege sucht ab sofort Träger für den Einsatz bei Bestattungen auf den 
städtischen Friedhöfen. 
 
Je Trägereinsatz werden 16,50 € vergütet. 
Die Abrechnung erfolgt auf der Basis für geringfügig Beschäftigte. 
 
Interessenten werden gebeten, sich beim Eigenbetrieb Stadtpflege telefonisch unter Tel.: 0 21 82 / 
5702-160 zu melden. 
 
Öffnungszeiten sind: 
 
montags – freitags  8.30 Uhr bis 12.30 Uhr    und zusätzlich 
donnerstags  14.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

 
 
 
 
 

 
 
 
 

Das nächste Amtsblatt wird voraussichtlich am 22. November 2018 erscheinen 
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Ihre wichtigsten 
Telefonnummern 

112 
bei Notarzt, Krankenwagen, 
Unfall, Feuer, Hilfeleistung 

 
bei sonstigen wichtigen Anliegen 

außerhalb der Dienstzeit der 
Stadtverwaltung 

0 21 61 / 6 47 47 
Tag und Nacht besetzt! 

Ärztlicher Bereitschaftsdienst der  
niedergelassenen Ärzte im Stadtgebiet 
Korschenbroich regionale 
Rufnummer: 0180 / 5 04 41 00 
Die Arztnotrufzentrale ist zu folgenden Zeiten  
unter der o. g. Rufnummer erreichbar: 
Mo., Di., Do.: 19.00 bis 8.00 Uhr  
 des nächsten Tages 
Mi.: 13.00 bis 8.00 Uhr  
 des nächsten Tages 
Fr.: 14.00 bis 8.00 Uhr  
 des nächsten Tages 
Sa., So. und Feiertage  24 Stunden 
 

Notfalldienst  
Augen-, Hals-, Nasen-, Ohrenarzt  
Arztnotrufzentrale Neuss  
Telefon 0180 / 5 04 41 00 
 

Zusätzlich: Ärztlicher Bereitschaftsdienst 
deutschlandweit Telefon 116 117 
Die Rufnummer ist aus den Fest- und 
Mobilfunknetzen kostenfrei erreichbar. 
 

Zahnärztlicher Bereitschaftsdienst 
Der zahnärztliche Bereitschaftsdienst  kann unter 
folgender Rufnummer 
erfragt werden: 0180 / 5 98 67 00 
 

Infoservice der Apothekenkammer Nordrhein 
Notdienst-Hotline Apotheken  
Telefon 0800 / 00 22 8 33 
 

Notrufe der Polizei 
Polizeiwache Korschenbroich:  
Telefon 02131/300-21611 
 

nach Dienstschluss 
Polizeiinspektion Kaarst  
Telefon 02131/300-21711 
 

in dringenden Fällen:  Telefon 110 

 

Die für Korschenbroich zuständigen 
Versorgungsträger sind im Störungsfall unter 
folgenden Rufnummern zu erreichen:  

Strom 
Für alle Netz- und Netzanschlussfragen sind 
die Mitarbeiter der NEW Netz GmbH in Geilenkirchen 
unter 02451/6 24 30 40 oder per Mail an 
hausanschluss@new-netzgmbh.de zu erreichen. Für 
auftretende Stromstörungen gibt es ab sofort den 24-
Stunden-Service unter der Notrufnummer 0800/6 88 
10 02. 
 

Wasser 
Für die Stadtteile Korschenbroich, Pesch, Herrenshoff 
und Neersbroich 
NEW’ AG Niederrhein Energie und Wasser Telefon: 
0800/6 88 10 03 
 

Für die Stadtteile Kleinenbroich, Glehn, 
Liedberg,Steinforth-Rubbelrath  
Kreiswerke Grevenbroich GmbH  
Telefon: 02182/1 72 68 
 

Gas 
Gesamt-Korschenbroich 
NEW’ AG Niederrhein Energie und Wasser 
Telefon: 0800/6 88 10 01 
 

Abwasser 
Rufbereitschaft zur Behebung von Störfällen am 
Kanalnetz und an den Haus-pumpstationen des 
Städtischen Abwasserbetriebes (SAB) 
 
Der für Korschenbroich zuständige Städt. 
Abwasserbetrieb ist im Störungsfall erreichbar 

Mo. – Mi. 8.30 – 16.00 Uhr 
Do. 8.30 – 18.00 Uhr 
Frei. 8.30 – 12.00 Uhr 
und zwar unter folgender Telefonnummer 
0 21 82 / 5702-330 . 
Außerdem ist der Abwasserbetrieb unter folgender 
Bereitschaftsnummer zu erreichen  
(24 h-Störungsnotruf) 01 51 / 17 15 66 60. 
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Hauptsitz der Verwaltung und  
Sitz des Bürgermeisters   Zentrale Erreichbarkeiten  Allgemeine Öffnungszeiten 

 
Sebastianusstraße 1   Telefon: 0 21 61 / 613-0  Mo. –Fr.:   8:30 - 12:00 Uhr 
41352 Korschenbroich   Fax:  0 21 61 / 613-108  Do. zus.: 14:00 - 18:00 Uhr 
Postfach 11 63    E-mail: stadt@korschenbroich.de Öffnungszeiten Bürgerbüro: 
41335 Korschenbroich   Internet: www.korschenbroich.de siehe Internet 
 
 
Aufgabenbereich       Rathaus/Gebäude    
 

Verwaltungsführung 
Bürgermeister Marc Venten      Sebastianusstraße 1 
Beigeordneter Stadtkämmerer Thomas Dückers    Sebastianusstraße 1 
Beigeordneter Georg Onkelbach     Don-Bosco-Straße 6 
 

Bürgerbüro (Telefon: 0 21 61 / 613-160)    Sebastianusstraße 1 
mit Aufgaben aus den Bereichen Einwohnermeldewesen, 
Ausländerwesen, Ordnung, Steuern, Abfallwirtschaft, 
Kultur, Soziales u.a. 
Beratung der Lebenshilfe Rhein-Kreis Neuss e.V.    Sebastianusstraße 1 
 

Zentrale Dienste       Sebastianusstraße 1 
Organisation, Informationstechnologie 
Antikorruption 
 

Referat des Bürgermeisters      Sebastianusstraße 1 
Büro des Bürgermeisters 
Rats- und Öffentlichkeitsarbeit 
Wirtschaftsförderung, Stadtmarketing 
 

Gleichstellungsbeauftragte      Sebastianusstraße 1 
 

Finanzen        Sebastianusstraße 1 
Haushalt, Controlling, Finanzbuchhaltung 
Steuern, Abgaben und Beiträge 
 

Örtliche Rechnungsprüfung      übertragen an den  
Rhein-Kreis-Neuss 
 

Zentrale Submissionsstelle      Sebastianusstraße 1 
       
Bildung, Erziehung, Kultur und Sport     Don-Bosco-Straße 6 
Schulen, Kindertageseinrichtungen 
Kultur, Sport 
Kreisjugendmusikschule 
 

Stadtarchiv       Don-Bosco-Straße 6 
 
 

Recht / jur. Sachbearbeitung      Regentenstraße 1 
 

Ordnung und Feuerschutz      Sebastianusstraße 1 
 

Standesamt       Regentenstraße 1 
 

Personal        Regentenstraße 1 
 

Soziales, Seniorenbeauftragte     Regentenstraße 1 
Sozialversicherungsangelegenheiten 
Wohnungswesen       Regentenstraße 1 
 

Gebäudemanagement      Don-Bosco-Straße 6 
Umwelt einschl. Abfallwirtschaft 
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Tiefbau        Don-Bosco-Straße 6 
Grünflächen 
Straßenverkehrsangelegenheiten 
 

Stadtentwicklung, Bau und Planung     Don-Bosco-Straße 6 
Planung und Bauordnung, 
Bauleitplanung, Baulandmanagement, 
Baugenehmigungen, Denkmalschutz 
Naturschutz und Landschaftspflege, Grundwasser 
 

Eigenbetriebe der Stadt Korschenbroich    Wankelstraße 21 (Glehn) 
Städtischer Abwasserbetrieb 
Stadtpflege inkl. Friedhofswesen 
 

Betreuende Einrichtungen        
Jobcenter Rhein-Kreis Neuss      Karl-Arnold-Str. 20, 41462 Neuss 
Schuldnerberatung Diakonisches Werk Neuss    Hannengasse 9 
Sozialpsychiatrischer Dienst Rhein-Kreis Neuss    0 21 31 / 9 28 53 80 
in der Feuerwache Korschenbroich     An der Sandkuhle 5 
Frau Rosalia Fiore ist nach telefonischer Absprache         
freitags von 11.00 bis 14.00 Uhr, Raum 1.04 im 1. OG     
 

Rettungsdienst, Feuerwehr, Hilfeleistung    An der Sandkuhle 5 
Feuerwehreinsatzzentrale      112 oder 
        0 21 61 / 6 47 47 
Polizei        An der Sandkuhle 1 
Polizeiwache Korschenbroich,     0 21 31 / 300-21611 
Nach Dienstschluss: Polizeiinspektion Kaarst    0 21 31 / 300-21711 
In dringenden Fällen      110 
 

Sprechstunden 
 

● des Bürgermeisters Marc Venten 
Sebastianusstraße 1, 41352 Korschenbroich 
alle 2 Wochen (genauer Termin s. bitte Internet) 
Donnerstag 16.00 - 17.30 Uhr 

● der Gleichstellungsbeauftragten Nora Osmani 
 Sebastianusstraße 1, 41352 Korschenbroich 
 alle 4 Wochen (genauer Termin s. bitte Internet) 

Donnerstag 15.30 - 17.00 Uhr 

 der Seniorenbeauftragten Petra Köhnen 
   Regentenstraße 1, 41352 Korschenbroich 
  zu den allgemeinen Öffnungszeiten der Verwaltung 
  Kleinenbroich, Familienzentrum Josef-Thory-Straße 
  Jeden dritten Mittwoch im Monat 
  12.30 – 14.00 Uhr 
  Glehn, Familienzentrum Am Kerper Weiher  
  Jeden dritten Mittwoch im Monat 
  14.30 – 16.00 Uhr 
● der Behindertenbeauftragten Angela Stein-Ulrich        behindertenbeauftragte@korschenbroich.de 
 Sprechzeit im Bürgerbüro, Sebastianusstraße 1             0 21 61 / 613 - 248 
 Jeden ersten Mittwoch im Monat      
 10.30 – 12.00 Uhr 
  Sprechzeit in Kleinenbroich, Familienzentrum Josef-Thory-Straße    
 Jeden ersten Mittwoch im Monat 
 12.30 - 14.00 Uhr 

Sprechzeit in Glehn, Familienzentrum Am Kerper Weiher    
Jeden ersten Mittwoch im Monat     
14.30 - 16.00 Uhr 

● der Volkshochschule Kaarst-Korschenbroich 
 Am Schulzentrum 18, 41564 Kaarst    0 21 31 / 9639 – 45 

Termine nach Vereinbarung 
„Amtsblatt der Stadt Korschenbroich“ In den Rathäusern liegt das Amtsblatt kostenlos aus. Es besteht die 
Herausgeber: Möglichkeit, das Amtsblatt für einen Betrag von 12,80 Euro/Jahr zu 
Stadt Korschenbroich, Der Bürgermeister, abonnieren. Einmalbezug gegen Erstattung von 0,70 € ist möglich. 
Sebastianusstraße 1, 41352 Korschenbroich Im Internetauftritt der Stadt Korschenbroich www.korschenbroich.de 
Tel.: 0 21 61/613-0 ist das Amtsblatt eingestellt. Das Amtsblatt erscheint nach Bedarf. 


